
 

 
 

 
Hochschulöffentliche Bekanntmachung 

 
Studierenden, die wegen einer Behinderung oder chronischen Erkrankung nicht in der 
Lage sind, eine Prüfung ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, wird 
Nachteilsausgleich gewährt, soweit dies zur Herstellung der Chancengleichheit 
erforderlich ist; gleiches gilt für stillende Studentinnen (§ 6 Abs. 1 Satz 1 APrO). Der 
Nachteilsausgleich ist schriftlich beim Prüfungsamt zu beantragen und muss in der Regel 
spätestens mit der Anmeldung zur Prüfung gestellt werden. Spätere Anträge sind nur 
möglich, wenn der Grund für den Nachteilsausgleich erst zwischen Anmeldezeitraum und 
der Prüfung, für die ein Nachteilsausgleich beantragt wird, eintritt. Die Behinderung bzw. 
die chronische Erkrankung ist durch Vorlage eines ärztlichen Attests glaubhaft zu machen.  
 
Der Prüfungsausschuss legt fest, welche Angaben das ärztliche Attest enthalten muss. Der 
Prüfungsausschuss hat zu den Angaben des ärztlichen Attests in Änderung des Beschlusses 
vom 05.12.2014 folgenden Beschluss gefasst, der hiermit hochschulöffentlich bekannt 
gemacht wird:  
 
„Das ärztliche Attest zur Glaubhaftmachung der Behinderung oder chronischen 
Erkrankung (§ 6 Abs. 3 Sätze 1 und 2 Halbsatz 1 APrO) muss folgende Angaben enthalten: 
 
-  Vor- und Nachname sowie Funktion des Arztes/der Ärztin, Datum der 

Untersuchung, Vor- Nachname und Geburtsdatum der Studierenden/des 
Studierenden 

-  Art der prüfungsrelevanten Beeinträchtigung und konkrete Beschreibung der 
aktuellen Auswirkungen auf die Fähigkeit, Prüfungen in der vorgesehenen Form 
abzulegen 

-  Voraussichtliche Dauer der Beeinträchtigung oder Angabe, ob es sich um eine 
dauerhafte Behinderung/chronische Erkrankung handelt 

-  Maßnahmen, die aus ärztlicher Sicht empfohlen werden, um den Nachteil zu 
beseitigen (z.B. Prüfungszeitverlängerung um 25 % und/oder Computer als 
Hilfsmittel zur Anfertigung einer schriftlichen Prüfung).“ 

 
Es wird zudem darauf hingewiesen, dass die Hochschule zusätzlich auch ein Attest des 
Gesundheitsamts oder eines bestimmten Arztes (Vertrauensarzt) verlangen kann (§ 6 Abs. 
3 Satz 3 APrO). 
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